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Der Bundesrat hat in seiner 134. Sitzung am 17. Dezember 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Gesetzes- 
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Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 
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Dr. h. c. Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 291) in der 
Fassung der Gesetze vom 7. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 15) und 19. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 994) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In § 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Der Schädigung wegen politischer 
Überzeugung wird gleichgestellt eine 
Schädigung, die .darauf beruhte, daß der 
Geschädigte auf Grund eigener Gewissens- 
entscheidung sich unter Gefährdung seiner 
Person aktiv gegen die Mißachtung der 
Menschenwürde oder gegen die sittlich, 
auch durch den Krieg, nicht gerechtfertigte 
Vernichtung von Menschenleben einge- 
setzt hat.“ 

2. In § 2 Abs. 1 wird der Punkt am Ende 
der Nummer 4 durch ein Komma ersetzt 
und hinter der Nummer 4 folgende Num- 
mer 5 eingefügt: 

„5. die Ehefrau oder Kinder eines in 
Kriegsgefangenschaft oder Gewahrsam 
einer ausländischen Macht befindlichen 
Geschädigten (Nr. 1 bis 3), wenn sie 
im Falle des Todes des Geschädigten 
Witwen- oder Waisengeld oder einen 
Unterhaltsbeitrag erhalten könnten, 
oder, wenn solche nicht vorhanden 


sind, sonstige Personen mit einem ge- 
setzlichen Unterhaltsanspruch gegen 
den Geschädigten.“ 

3. § 2 Abs. 1 erhält ferner folgenden Satz 2: 
„Den geschädigten Beamten (Nr. 1, 4, 5) 
werden die geschädigten nichtbeamteten 
Hochschulprofessoren und Privatdozenten 
an den wissenschaftlichen Hochschulen mit 
den sich aus § 21 b ergebenden Maßgaben 
gleichgestellt, wenn sie im Zeitpunkt der 
Schädigung hauptberuflich als solche tätig 
waren und auf Grund der Umstände an- 
zunehmen ist, daß sie sich ausschließlich 
der akademischen Lehr- und Forschungs- 
tätigkeit zugewandt hätten.“ 

4. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 findet auf Beamte, Ange- 
stellte, Arbeiter und Versorgungsempfän- 
ger von 

1. Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts, die keine 
Gebietskörperschaften sind (Nichtge- 
bietskörperschaften), 

2. Verbänden von Gebietskörperschaften 
und Nichtgebietskörperschaften, 

3. sonstigen Einrichtungen der Öffentlichen 
Hand 

nur Anwendung, sofern sie durch eine 
von der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung in die Regelung dieses 
Gesetzes einbezogen werden.“ 

5. In § 2 wird als neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Den in Gewahrsam einer auslän- 
dischen Macht befindlichen Geschädigten 
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(Absatz 1 Nr. 5) können durch die oberste 
Dienstbehörde solche Geschädigte gleich- 
gestellt werden, die in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin aus Gründen in Gewahr- 
sam gehalten werden, die im Bundesgebiet 
nicht anerkannt werden.“ 

6. Im § 3 Abs. 1 wird hinter dem Wort „Be- 
rechtigte“ „(§ 2)“ eingefügt. 

7. In § 5 Abs. 1 wird am Schluß der Num- 
mer 3 der Punkt durch ein Komma er- 
setzt und als neue Nummer 4 eingefügt: 

„4. bei nichtbeamteten Hochschulprofes- 
soren und Privatdozenten an den wis- 
senschaftlichen Hochschulen Entzie- 
hung der Lehrbefugnis (venia le- 
gendi).“ 

8. § 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Entlassung, vorzeitige Verset- 
zung in den Ruhestand, Entziehung der 
Versorgungsbezüge oder Entziehung der 
Lehrbefugnis im Sinne des Absatzes 1 gel- 
ten auch Maßnahmen, die die gleiche 
Folge kraft Gesetzes hatten.“ 

9. Als neuer § 11 a wird eingefügt: 

4 11 a 

(1) Die Ehefrau oder Kinder eines in 
Kriegsgefangenschaft oder Gewahrsam 
einer ausländischen Macht befindlichen 
Geschädigten (§ 9) oder einer diesem ge- 
mäß § 2 Abs. 4 gleichgestellten Person 
erhalten Zahlungen in Höhe der Dienst- 
bezüge, die dem Geschädigten bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zugestanden hätten, 
wenn er in diesem Zeitpunkt nach Maß- 
gabe des § 9 wiederangestellt worden 
wäre, und die der Berechnung seines 
Ruhegehalts nach § 18 zugrunde zu legen 
wären. Hat der Geschädigte die gesetzliche 
Altersgrenze erreicht, so tritt an die Stelle 
der Dienstbezüge nach Satz 1 das Ruhe- 
gehalt, das ihm nach § 10 Abs. 1 oder 
§ 11 zustehen würde. Wenn Berechtigte 
nach Satz 1 nicht vorhanden sind, kön- 
nen die Bezüge an sonstige Personen, die 
einen gesetzlichen Unterhaltsanspruch ge- 
gen den Geschädigten haben, in Höhe 
ihres Unterhaltsanspruchs ausgezahlt wer- 
den; sind mehrere Unterhaltsberechtigte 
vorhanden und übersteigen ihre Ansprü- 
che die Bezüge nach Satz 1 oder 2, so 
werden die einzelnen Beträge anteilsmäßig 
gekürzt. 


(2) Nach seiner Heimkehr (§ 3 Abs. 1 
Nr. 2 a) erhält der Geschädigte bis zur 
Entscheidung über seinen eigenen Wieder- 
gutmachungsantrag, längstens jedoch für 
die Dauer von zwölf Monaten nach Ab- 
lauf des Monats, in dem er entlassen wird, 
die in Absatz 1 bezeichneten Beträge als 
Ruhegehalt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend, wenn sich ein geschädigter Ruhe- 
standsbeamter (§ 17) in Kriegsgefangen- 
schaft oder im Gewahrsam einer auslän- 
dischen Macht befindet.“ 

10. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Versorgung gemäß den §§ 10, 
11, 12, 13 und 17 regelt sich nach dem 
Recht des Dienstherrn, gegen den sich der 
Wiedergutmachungsanspruch richtet. Ent- 
sprechendes gilt für die gemäß § 11 a zu 
gewährenden Zahlungen.“ 

11. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Zeit vom 1. April 1950 bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes wird 
eine Entschädigung in Höhe der sich nach 
den §§ 10, 11, 12, 13, 17 und 18 ergeben- 
den Versorgungsbezüge gewährt.“ 

12. Im § 20 Abs. 1 wird hinter „§§ 11,“ 
„11 a,“ eingefügt. 

13. Als neuer § 21 a wird eingefügt: 

4 21 a 

(1) Angestellte und Arbeiter im Sinne 
des § 21 Abs. 2 erhalten, sofern sie bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne die 
schädigende Maßnahme nach den für sie 
geltenden Vorschriften eine Dienstzeit 
von mindestens fünfundzwanzig Jahren 
erreicht haben würden und dienstfähig 
sind, bis zur Wiedereinstellung oder bis 
zum Eintritt der Dienstunfähigkeit, läng- 
stens jedoch bis zur Vollendung des fünf- 
undsechzigsten Lebensjahres oder bis zur 
Erlangung des Angestelltenruhegeldes 
oder der Invalidenrente, Bezüge in Höhe 
der Hälfte des Arbeitseinkommens (Ver- 
gütung oder Lohn), das ihnen zugestan- 
den hätte, wenn sie bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes nach Maßgabe des ihnen zu- 
erkannten Wiedergutmachungsanspruchs 
wieder eingestellt worden wären. Wird 
die Dienstfähigkeit wiedererlangt oder das 
Angestelltenruhegeld oder die Invaliden- 
rente wegen Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit entzogen (§ 1293 der 
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Reichsversicherungsordnung, § 42 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes), so lebt der 
Anspruch auf Bezüge nach Satz 1 wieder 
auf. 

(2) Auf die vorstehenden Bezüge wird 
Einkommen aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst voll angerechnet. Son- 
stige steuerpflichtige Arbeitseinkünfte aus 
Landwirtschaft und Forstwirtschaft, aus 
Gewerbebetrieb oder aus selbständiger 
oder nichtselbständiger Arbeit außerhalb 
des öffentlichen Dienstes im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Einkommen- 
steuergesetzes werden auf die Bezüge in 
Höhe von zwei Dritteln angerechnet; min- 
destens bleibt ein Betrag von einhundert- 
fünfzig Deutsche Mark monatlich anrech- 
nungsfrei. Die Vorschriften der §§ 159, 
162 und 165 des Bundesbeamtengesetzes 
gelten sinngemäß. 

(3) § 11 a gilt sinngemäß.“ 

14. Hinter § 21 a wird unter der Überschrift 
„d) nichtbeamtete Hochschulprofessoren 
und Privatdozenten“ eingefügt: 

4 21 b 

(1) Die nichtbeamteten Hochschulpro- 
fessoren und Privatdozenten an den wis- 
senschaftlichen Hochschulen und ihre Hin- 
terbliebenen haben Anspruch auf Versor- 
gung nach § 10 Abs. 1 und §§ 11, 13, 16, 
18 und 19 mit folgenden Maßgaben: 

1. Wäre der Geschädigte bei regelmäßi- 
gem Verlauf seiner akademischen Lauf- 
bahn voraussichtlich 

a) beamteter Dozent oder außerplan- 
mäßiger Professor, 

b) beamteter außerordentlicher Profes- 
sor, 

c) ordentlicher Professor 
geworden, so sind Versorgungsbezüge 
zu gewähren, als ob der Geschädigte im 
Falle 

von a) ein Amt der Diätenordnung für 
die außerplanmäßigen Professo- 
ren, die Dozenten und wissen- 
schaftlichen Assistenten an den 
wissenschaftlichen Hochschulen, 
von b) ein Amt der Besoldungs- 
gruppe H 2, 

von c) ein Amt der Besoldungs- 
gruppe H 1 b 

bekleidet hätte, wobei die für Einzel- 
fälle zugelassenen Sonderregelungen so- 


wie Einnahmen an Unterrichtsgebühren 
unberücksichtigt bleiben. 

2. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit und 
das Diätendienstalter beginnen mit der 
Habilitation, sofern sich nicht nach an- 
deren Vorschriften ein früherer Zeit- 
punkt ergibt. Die Zeit zwischen der 
Entziehung der Lehrbefugnis und dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ist ruhe- 
gehaltfähig. 

(2) § 11 a gilt entsprechend.“ 

15. In § 22 Abs. 5 wird hinter „§ 2 Abs. 2“ 
„Nr. 3“ eingefügt. 

16. Als neuer § 22 a wird eingefügt: 

4 2 2 a 

(1) Hat der geschädigte Beamte einen 
Anspruch auf Wiederanstellung oder Be- 
förderung gegen den Bund und steht im 
Bereiche der zuständigen obersten Bun- 
desbehörde keine freie Planstelle zur Ver- 
fügung, die der ihm zu gewährenden 
Rechtsstellung und Besoldung entspricht, 
so kann der Bundesminister der Finan- 
zen mit Zustimmung des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages 
zum Zwecke der Unterbringung des Ge- 
schädigten eine vorhandene Planstelle mit 
dem Zusatz „künftig umzuwandeln in Be- 
soldungsgruppe . . . .“ in eine Planstelle 
einer Besoldungsgruppe mit höherem 
Endgrundgehalt umwandeln oder, falls 
die Wiederanstellung oder Beförderung 
auf diese Weise nicht durchführbar ist, 
eine Planstelle der erforderlichen Art mit 
dem Zusatz „künftig wegfallend“ im 
Haushaltsplan zusätzlich ausbringen. Diese 
Maßnahmen sind auch dann zulässig, wenn 
für den wiedergutmachungsberechtigten 
Beamten eine seiner dienstlichen Eignung 
entsprechende Verwendung in einer freien 
Planstelle nicht möglich ist. 

(2) Freie planmäßige Stellen sind mit 
Beamten zu besetzen, die aus einer Plan- 
stelle nach Absatz 1 besoldet werden und 
die erforderliche Vor- und Ausbildung 
für das zu übertragende Amt besitzen. 
Der Bundesminister der Finanzen kann 
Ausnahmen zulassen. Wird der Beamte in 
eine Planstelle des ordentlichen Stellenpla- 
nes eingewiesen, so fällt die zusätzliche 
Planstelle weg; war die Stelle umgewan- 
delt worden, so entfällt die Höher- 
stufung.“ 

17. Als neuer § 22 b wird eingefügt: 
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4 22 b 

(1) Wird ein geschädigter Beamter, des- 
sen Wiederanstellungsanspruch sich gegen 
den Bund richtet, für den sich aber keine 
geeignete Verwendungsmöglichkeit im 
Bundesdienst bietet, von einem anderen 
Dienstherrn wiederangestellt (§ 9), so 
kann diesem vor der Wiederanstellung 
von der obersten Bundesbehörde (§ 26 
Abs. 1) mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen ein laufender Zuschuß 
aus Bundesmitteln zugesichert werden. 

(2) Der Zuschuß beträgt höchstens die 
Hältte der Aufwendungen, die dem Bund 
an Dienstbezügen entstehen würden, 
wenn er den geschädigten Beamten wie- 
derangestellt hätte. Hat der andere 
Dienstherr den geschädigten Beamten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
als Beamten auf Lebenszeit oder auf Zeit 
in einer nidit dem Wiedergutmachungs- 
bescheid entsprechenden Rechtsstellung 
übernommen, so ist der Zuschuß höch- 
stens bis zum Betrage der in Durchfüh- 
rung der Wiedergutmachung entstehen- 
den Mehraufwendungen zu bemessen. 

(3) Der laufende Zuschuß entfällt für 
die Zeit, während der der Beamte nach 
der Wiederanstellung keine Dienstbezüge 
erhält. Er vermindert sich, solange der Be- 
amte nidit die Dienstbezüge in der ihm 
nadi dem Wiedergutmachungsbescheid zu- 
stehenden Höhe erhält, in dem der Ver- 
minderung der Bezüge entsprechenden 
Verhältnis. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf An- 
gestellte und Arbeiter entsprechende An- 
wendung mit der Maßgabe, daß der lau- 
fende Zuschuß nach Absatz 2 Satz 2 auch 
zugesichert werden kann, wenn sie vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
einen anderen Dienstherrn übernommen 
worden sind; der Übernahme als Beamter 
auf Lebenszeit oder auf Zeit entspricht 
die Begründung eines dem Wiedergut- 
machungsbescheid entsprechenden Rechts- 
verhältnisses. 

(5) Nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 
in Verbindung mit Absatz 4 kann ein 
laufender Zuschuß auch zugesichert wer- 
den, wenn ein geschädigter Beamter als 
Dienstordnungsangestellter oder ein ge- 
schädigter Dienstordnungsangestellter als 
Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit von 
einem anderen Dienstherrn mit der Be- 


soldung übernommen wird, die dem Wie- 
dergutmachungsbescheid entspricht. Im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 2 entspricht der 
Übernahme als Beamter auf Lebenszeit 
oder auf Zeit die Übernahme als Dienst- 
ordnungsangestellter, der Übernahme als 
Dienstordnungsangestellter die Übernah- 
me als Beamter auf Lebenszeit oder auf 
Zeit.“ 

18. § 23 erhält folgende Fassung: 

4 23 

(1) Wird ein Geschädigter von einem 
anderen als dem zur Wiedergutmachung 
verpflichteten Dienstherrn im Bundesge- 
biet als Beamter auf Lebenszeit oder auf 
Zeit oder als Angestellter oder Arbeiter 
mit vertraglichem Anspruch auf Versor- 
gung nach beamtenrechtlichen Grund- 
sätzen oder auf Ruhelohn wieder ange- 
stellt, so hat der zur Wiedergutmachung 
verpflichtete Dienstherr bei Eintritt des 
Versorgungsfalles die Versorgungsbezüge 
zu dem Teil zu erstatten, der dem Ver- 
hältnis der bis zur Wiederanstellung zu- 
rückgelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
zu der gesamten ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit, nach vollen Jahren berechnet, ent- 
spricht. 

(2) Soweit Ruhegehälter und Hinter- 
bliebenenbezüge aus Versorgungskassen 
gezahlt oder erstattet werden, steht 
der dem wiedergutmachungspflichtigen 
Dienstherrn zur Last fallende Anteil den 
Kassen zu. 

(3) Bestimmungen der Satzungen der 
Versorgungskassen, nach denen Beamte 
über ein bestimmtes Lebensalter hinaus 
der Kasse nicht zugeführt werden können 
oder nach denen für solche Beamte höhere 
Sätze zu zahlen oder Nachzahlungen zu 
entrichten sind, finden keine Anwendung.“ 

19. § 24 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Antragsberechtigt sind die im § 2 Abs. 1 
bezeichneten Personen.“ 

20. In § 27 a Satz 1 wird hinter „§ 2 Abs. 2“ 
„Nr. 3“ eingefügt. 

21. § 29 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auf die Leistungen nach diesem 
Gesetz werden Versorgungsbezüge, Vor- 
schüsse auf solche, Zuwendungen, Unter- 
haltsbeträge und ähnliche Zahlungen, die 
für den gleichen Zeitraum geleistet wor- 
den sind, angerechnet.“ 
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22. § 30 erhält folgende Fassung: 

4 30 

(1) Standen einem Berechtigten vor Zu- 
erkennung einer Wiedergutmachung auf 
Grund dieses Gesetzes Versorgungsan- 
sprüche gegen einen anderen als den 
nach § 22 wiedergutmachungspflichtigen 
Dienstherrn zu, so erstattet dieser Dienst- 
herr die vom wiedergutmachungspflich- 
tigen Dienstherrn zu zahlenden Versor- 
gungsbezüge insoweit, als er ohne die 
Wiedergutmachung zur Zahlung von 
Versorgungsbezügen verpflichtet sein 
würde. 

(2) In den Fällen der §§ 14, 15 hat der 
ohne die Wiedergutmachung zur Zahlung 
von Versorgungsbezügen verpflichtete 
Dienstherr die Versorgungsbezüge in der 
sich aus dem Wiedergutmachungsbescheid 
ergebenden Höhe zu leisten. Der wieder- 
gutmachungspflichtige Dienstherr ist ihm 
in Höhe des sich durch die Wiedergut- 
machung ergebenden Mehrbetrages zur 
Erstattung verpflichtet. 

(3) Sind für die Zeit vom 1. April 1950 
ab Zahlungen von einem anderen als dem 
wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn geleistet worden, so sind sie diesem 
von den gemäß Absatz 1 oder 2 ver- 
verpflichteten Dienstherrn bis zu der 
Höhe zu erstatten, in der. sie nach diesem 
Gesetz zu leisten wären. Dies gilt auch in 
den Fällen des § 32 Abs. 2. 

(4) Durch Verwaltungsvereinbarung 
kann die Erstattungspflicht abweichend 
geregelt werden.“ 

23. Als neuer § 33 a wird eingefügt: 

„§ 33 a 

(1) Sind für einen wiedergutmachungs- 
berechtigten Beamten oder Berufssoldaten, 
dem Anwartschaft auf Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenversorgung gewährleistet 
ist (§§ 9 bis 11, 20), in der Zeit von der 
Schädigung bis zur Zustellung der Ent- 
scheidung über den Wiedergutmachungs- 
antrag Beiträge zu den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen entrichtet worden, so 
werden ihm auf seinen Antrag nach Maß- 
gabe der Regelung des Absatzes 4 die 
Arbeitnehmeranteile aus diesen Beiträgen 
und etwaige freiwillig entrichtete Beiträge 
erstattet, sofern Leistungen nicht gewährt 
worden sind; die im Wege der Nachver- 


sicherung entrichteten Beiträge werden 
ihm nicht erstattet. Ein Antrag auf Er- 
stattung eines Teiles der Arbeitnehmer- 
anteile und der etwa freiwillig entrich- 
teten Beiträge ist unzulässig. Ist der 
Beamte verstorben, so kann der Antrag 
von den Erben gestellt werden. Der Er- 
stattungsantrag ist binnen sechs Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung über 
den Wiedergutmachungsantrag zu stellen. 

(2) Der Zustellung der Entscheidung 
über den Wiedergutmachungsantrag nach 
Absatz 1 Satz 1 steht die Anerkennung 
des Wiedergutmachungsanspruchs im 
Sinne des § 32 Abs. 2 gleich. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für wiedergutmachungsberech- 
tigte Angestellte und Arbeiter, die 

1. wegen Gewährleistung einer Anwart- 
schaft auf Versorgung nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen im Zeitpunkt 
der Schädigung in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen versicherungsfrei 
waren, 

2. ohne die erlittene Schädigung Anwart- 
schaft auf Versorgung nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen oder auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenver- 
sorgung erlangt hätten und damit ver- 
sicherungsfrei geworden wären mit der 
Maßgabe, daß die Erstattung erst von 
dem im Wiedergutmachungsverfahren 
festgestellten Zeitpunkt ab beginnt, in 
dem diese Versicherungsfreiheit einge- 
treten wäre. 

(4) Erstattet werden nur die Arbeit- 
nehmeranteile der Beiträge und die frei- 
willigen Beiträge, die im Bundesgebiet und 
im Lande Berlin entrichtet worden sind, 
einschließlich der für die Zeit vom 1. Juli 
1945 bis 31. Januar 1949 an die Versiche- 
rungsanstalt Berlin (VAB) entrichteten 
Beiträge. Soweit Beiträge im Bundesgebiet 
vor dem 21. Juni 1948 entrichtet worden 
sind, werden die Arbeitnehmeranteile und 
die freiwilligen Beiträge im Verhältnis 
10:1 erstattet; im Lande Berlin finden die 
Vorschriften der Währungsergänzungs- 
verordnung vom 20. März 1949 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 86) 
Anwendung.“ 

Artikel II 

(1) § 24 gilt für Personen, die durch Ar- 
tikel I Nr. 1, 2, 3 und 5, auch in Verbindung 
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mit Artikel I Nr. 13 dieses Gesetzes in die 
Regelung des Wiedergutmachungsgesetzes für 
Angehörige des Öffentlichen Dienstes einbe- 
zogen werden, mit der Maßgabe, daß Wieder- 
gutmachungsanträge bis zum .... (6 Monate 
nach Ablauf des Monats , in dem das Gesetz 
verkündet ist) zu stellen sind. Anträge, die 
im Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes 
gestellt waren oder bis zum .... (3 Monate 
nach Ablauf des Monats , in dem das Gesetz 
verkündet ist ) gestellt werden, gelten als im 
Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes 
gestellt. Die Zahlung der laufenden Bezüge 
beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem 
der Antrag auf Wiedergutmachung gestellt 
worden ist, frühestens jedoch mit dem . . . . 
( Ersten des Monats , in dem das Gesetz ver- 
kündet wird). 

(2) Geschädigte, die Ansprüche aus Artikel I 
Nr. 13 herleiten, können insoweit die Ergän- 
zung einer bereits ergangenen Entscheidung 
beantragen. Der Antrag muß bis zum . . . . 
(Zeitpunkt wie in Absatz 1 Satz 1) bei der- 
jenigen Stelle eingegangen sein, die den Wie- 
dergutmachungsbescheid erlassen hat. Ab- 
satz 1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) Der Geltendmachung von Ansprüchen, 
die sich nach diesem Gesetz ergeben, stehen 
bisher ergangene unanfeditbare Bescheide 
oder rechtskräftige gerichtliche Entscheidun- 
gen nicht entgegen. 

(4) Entscheidungen, die die Ansprüche von 
geschädigten nichtbeamteten Hochschulpro- 
fessoren und Privatdozenten günstiger regeln 
als in dem gemäß Artikel I Nr. 14 neu ein- 
gefügten § 21 b vorgesehen ist, bleiben unbe- 
rührt. 

(5) Ist die Gewährung eines laufenden Zu- 
schusses zu den Dienstbezügen nach bisher 
geltendem Recht abgelehnt worden, so kann 
innerhalb dreier Monate nach Verkündung 
dieses Gesetzes ein neuer Antrag gestellt wer- 
den, wenn die Gewährung des Zuschusses ge- 
mäß Artikel I Nr. 17 möglich ist. Der Zu- 
schuß kann jedoch frühestens ab 1. April 
1954 gewahrt werden. Entsprechendes gilt, 
wenn ein Antrag noch nicht gestellt, aber seit 
dem 1. April 1954 eine den Erfordernissen 
des § 22 b entsprechende Wiederanstellung 
vorgenommen worden ist. Ist ein gemäß § 8 
des Gesetzes über die Feststellung des Bun- 
deshaushaltsplanes für das Rechnungsjahr 
1953 (Haushaltsgesetz 1953) vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. II S. 159) gestellter An- 
trag wegen Ablaufs des Rechnungsjahres nicht 


mehr entschieden, aber dennoch eine den Er- 
fordernissen des § 22 b entsprechende Wieder- 
anstellung vor dem 1. April 1954 vorgenom- 
men worden, so kann der Zuschuß ausnahms- 
weise auch für einen Zeitraum vor dem 
1. April 1954 gewährt werden. Soweit Zu- 
schüsse bisher zugesichert worden sind, ver- 
bleibt es dabei. 

(6) Ist der Wiedergutmachungsbescheid vor 
Verkündung dieses Gesetzes zugestellt wor- 
den, so ist der gemäß Artikel I Nr. 23 zu- 
lässige Erstattungsantrag bis zum .... (Zeit- 
punkt wie in Absatz 1 Satz 1) zu stellen. Das 
gleiche gilt in den Fällen des § 32 Abs. 2. 

(7) Soweit gerichtliche Verfahren auf 
Grund dieses Gesetzes ihre Erledigung fin- 
den, bleiben Gebühren und Auslagen außer 
Ansatz. 

Artikel III 

Die in Artikel II Nr. 1 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes vom 19. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 994) bestimmte Frist wird 
für die geschädigten Angehörigen von sonsti- 
gen Einrichtungen der öffentlichen Hand 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3) bis zum .... (Zeitpunkt 
wie in Absatz 1 Satz 1) verlängert. Artikel II 
Nr. 2 Satz 2 des vorgenannten Gesetzes gilt 
für diese Personen mit der Maßgabe, daß An- 
träge, die bis zum .... (Zeitpunkt wie in 
Absatz 1 Satz 2) gestellt werden, als am 
22. August 1953 gestellt gelten. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel V 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1951 in Kraft. Die Vorschriften des 
Artikels II Abs. 1 Satz 3 und Abs. 5 Satz 2 
bis 4 bleiben unberührt. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Re- 
gelung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes vom 11. Mai 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 291) in der Fassung der Gesetze 
vom 7. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 15), 
19. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 994) 
und dieses Gesetzes bekanntzumachen. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Notwendigkeit, das Gesetz zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes (BWGöD) in der jetzt vorliegenden 
Form durch eine dritte Novelle zu ergänzen, 
ergibt sich aus mehrfachen — ihrem Wesen 
nach grundverschiedenen — Gesichtspunkten. 

Der erste Gesichtspunkt ist ein rein formaler. 
Einmal hat die Erfahrung gezeigt, daß die 
Formulierung gelegentlich einer Klärung des 
Ausdrucks bedarf, um wiederholt auf getauchte 
Zweifel auszuräumen. Als redaktionell an- 
zusprechen ist auch die Aufnahme der bisher 
in den beiden Haushaltsgesetzen für die 
Rechnungsjahre 1952 und 1953 enthaltenen 
Vorschriften über die Umwandlung und Neu- 
schaffung von Planstellen zur Unterbringung 
geschädigter Beamter und über die Gewäh- 
rung von Bundeszuschüssen an solche ander- 
weitige Dienstherren, die geschädigte Beamte, 
Angestellte und Arbeiter, denen gegenüber 
der Bund wiedergutmachungspflichtig ist, in 
ihre Dienste übernehmen. Diese Vorschriften, 
welche ihrer Rechtsnatur nach nicht in ein 
Haushaltsgesetz gehören und lediglich aus 
dringendem zeitlichen und praktischen Be- 
dürfnis dort ihre vorläufige Aufnahme ge- 
funden hatten, sollen entsprechend der von 
einem Bundestagsausschuß geäußerten An- 
regung nunmehr ihre Aufnahme im BWGöD 
finden, wohin sie zweifellos gehören. 

Zum anderen ergibt sich die Notwendigkeit, 
das BWGöD anderen Gesetzen in verschiede- 
nen Punkten anzupassen, insbesondere dem 
Gesetz zu Art. 131 GG und dem BEG. 

Schließlich hat es sich als erforderlich er- 
wiesen, Bestimmungen zu schaffen, um Wie- 
dergutmachungsleistungen auch den geschä- 
digten nichtbeamteten Hochschulprofessoren 
und Privatdozenten gewähren zu können, 
deren bisherige Nichtberücksichtigung sich in 
der Praxis als mit dem Gedanken des Wieder- 
gutmachungsrechts unvereinbar erwiesen und 
immer wieder zu Erörterungen und Be- 
unruhigung in der Öffentlichkeit — z. T. 
auch des Auslandes — geführt hat. 

Im einzelnen sieht der vorliegende Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
BWGöD — nachstehend, soweit möglich, 
entsprechend der Reihenfolge der Para- 
graphen geordnet — folgendes vor: 


I. Die Ergänzung der Verfolgungsgründe 
des § 1 durch eine dem § 1 Abs. 2 BEG 
entsprechende Vorschrift. 

II. Die Einbeziehung der Ehefrauen und 
Kinder von in Kriegsgefangenschaft oder 
im Gewahrsam einer fremden Macht be- 
findlichen Geschädigten in den Personen- 
kreis des Gesetzes, sofern sie im Falle 
des Todes des Geschädigten versor- 
gungsberechtigt sein würden. 

III. Die Einbeziehung von nichtbeamteten 
Hochschulprofessoren und Privatdozen- 
ten in den Personenkreis des Gesetzes 
und Vorschriften über Art und Umfang 
der diesen Geschädigten zu gewährenden 
Wiedergutmachung. 

IV. Gewährung gewisser geldlicher An- 
sprüche an geschädigte Angestellte und 
Arbeiter, die zwar keinen vertraglichen 
Anspruch auf Versorgung nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen oder auf Ruhe- 
lohn hatten, aber ohne die Schädigung 
eine Dienstzeit von 25 Jahren zurück- 
gelegt haben würden. 

V. Zwecks Förderung der Unterbringung 
von geschädigten Angehörigen des 
Öffentlichen Dienstes, denen gegenüber 
der Bund wiedergutmachungspflichtig 
ist, 

a) die Umwandlung bzw. Neuschaffung 
von Planstellen innerhalb der Bun- 
desverwaltung, 

b) die Gewährung von Bundeszuschüs- 
sen an andere, zur Übernahme be- 
reite Dienstherren. 

VI. Die Neufassung des § 23 BWGöD, um 

a) im Falle der Wieder ans tellung des 
Geschädigten durch einen anderen 
als den wiedergutmachungspflichtigen 
Dienstherrn die Erstattungspflicht 
bei Eintritt des Versorgungsfalles, 
die bisher nur für den Bund als 
wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn geregelt war, für alle Dienst- 
herren verbindlich zu regeln, und 

b) Angestellte und Arbeiter mit ver- 
traglichen Ansprüchen auf Versor- 
gung nach beamtenrechtlichen Grund- 
sätzen oder auf Ruhelohn in diese 
Regelung einzubeziehen. 
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VII. Die Neufassung des § 30 BWGöD zwecks 
Regelung der Ausgleichungspflicht im 
Verhältnis mehrerer Dienstherren. 

VIII. Die Begründung von Rückforderungs- 
ansprüchen zu Gunsten geschädigter 
Angehöriger des öffentlichen Dienstes, 
denen ein beamtenrechtlicher Versor- 
gungsanspruch zuerkannt worden ist, 
hinsichtlich der von ihnen gezahlten 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. 

IX. Einige redaktionelle Änderungen des 
Gesetzestextes, die der Klarstellung die- 
nen sollen. 

B. Im einzelnen 
Zu I. 

Art. I Nr. 1 

Nach § 1 Abs. 2 des Bundesergänzungs- 
gesetzes zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung (BEG) 
vom 18. September 1953 (BGBl. I S. 1387) 
ist der Verfolgung wegen politischer Über- 
zeugung eine solche gleichgestellt, die darauf 
beruhte, daß der Verfolgte auf Grund eige- 
ner Gewissensentscheidung sich unter Ge- 
fährdung seiner Person aktiv gegen die Miß- 
achtung der Menschenwürde oder gegen die 
sittlich nicht gerechtfertigte Vernichtung von 
Menschenleben eingesetzt hat. 

Die Vorschrift des § 1 BWGöD in seiner bis- 
herigen Fassung läßt eine so weitgehende 
Auslegung desBegriffs der Verfolgung „wegen 
politischer Überzeugung“ nicht zweifelsfrei 
zu. Das folgt schon daraus, daß der Gesetz- 
geber in dem später ergangenen BEG eine 
ausdrückliche Vorschrift solchen Inhalts für 
erforderlich gehalten hat. Andererseits ist es 
aber notwendig, daß die Verfolgungsgründe 
des BWGöD insoweit denen des BEG ange- 
glichen werden. Es könnte sonst der Fall eic- 
treten, daß ein Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes, der aus den im § 1 Abs. 2 BEG an- 
geführten Gründen geschädigt worden ist, 
für die Zeit vor dem 1. April 1950 eine Ent- 
schädigung nach den Vorschriften der §§ 38 
bis 50 BEG erhält, während die Wiedergut- 
machung der über den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des BWGöD hinaus fortwirkenden 
Schädigung wegen Nichterfüllung der An- 
spruchsvoraussetzungen nach diesem Gesetz 
abgelehnt werden müßte. 

Der Entwurf sieht daher in Art. I Nr. 1 die 
Angleichung der Verfolgungsgründe vor. 


Zu II. 

1. Nur in seltenen Ausnahmefällen war es 
bisher möglich, Wiedergutmachungsleistun- 
gen zu Händen der Ehefrau oder Kinder eines 
Geschädigten, der sich in Kriegsgefangenschaft 
befindet, zu gewähren. Denn grundsätzlich 
sind zur Zeit nur der Geschädigte selbst oder 
nach seinem Tode seine versorgungsberech- 
tigten Hinterbliebenen berechtigt, Wiedergut- 
machungsanträge zu stellen, die ihrerseits die 
notwendige Voraussetzung für die Gewäh- 
rung von Versorgungsbezügen sind. 

Die in Kriegsgefangenschaft oder im Ge- 
wahrsam einer auslän dis dien Macht befind- 
lichen Gesdiädigten sind nämlich im allge- 
meinen bis zu ihrer Rückkehr in die Freiheit 
nicht in der Lage, ihre Wiedergutmachungs- 
ansprüche selbst geltend zu machen. Anderer- 
seits haben nach dem geltenden Recht Frauen 
und Kinder solcher Geschädigten keine Mög- 
lichkeit, deren Ansprüche zu verfolgen und 
haben eigene Ansprüche nur, wenn die Ge- 
schädigten im Sinne des bürgerlichen Rechts 
verschollen sind. 

2. Das Gesetz zu Art. 131 GG hatte schon in 
der ursprünglichen Fassung (§ 49 Abs. 2) vor- 
gesehen, daß die Ehefrau und Kinder eines 
in Kriegsgefangenschaft oder Gewahrsam 
einer ausländischen Macht befindlichen Be- 
amten Bezüge erhalten sollten, als seien sie 
Hinterbliebene und als sei der Versorgungs- 
fall am 8. Mai 1945 eingetreten. Durch § 37 b 
der Neufassung des Gesetzes zu Art. 131 GG 
sind diese Zahlungen vom 1. September 1953 
an nunmehr auf die Dienstbezüge erhöht 
worden, die dem Geschädigten am 8. Mai 
1945 zugestanden haben und der Berechnung 
seines Ruhegehalts zugrunde zulegen wären. 
Von dem Zeitpunkt an, in dem der Geschä- 
digte die Altersgrenze erreicht, verringern 
sich die Zahlungen auf das dem Geschädigten 
zustehende Ruhegehalt (§ 37 c Gesetz zu 
Art. 131 GG). 

Beamte, die in 'der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder im sowjetischen Sektor von Ber- 
lin aus Gründen in Gewahrsam gehalten 
werden, die im Bundesgebiet nicht anerkannt 
werden, können durch die oberste Dienstbe- 
hörde den vorgenannten Beamten gleichge- 
stellt werden, die sich im Gewahrsam einer 
ausländischen Macht befinden {§ 37 b Abs. 4 
Gesetz zu Art. 131 GG). 

3. Der vorliegende Entwurf sieht folgendes 
vor: 


9 



Art. I Nr. 2 

a) Einbeziehung der Ehefrau oder Kinder — 
sofern sie im Falle des Todes des Geschä- 
digten Witwen- oder Waisengeld oder 
einen Unterhaltsbeitrag erhalten können 
— oder, wenn solche nicht vorhanden 
sind, sonstiger Personen mit einem ge- 
gesetzlichen Unterhaltsanspruch gegen 
den Geschädigten in den Personenkreis der 
gemäß § 2 Abs. 1 BWGöD Anspruchsbe- 
rechtigten. 

Durch diese Vorschrift werden zwar Per- 
sonen, die nach beamtenrechtlichen Be- 
stimmungen im Falle des Todes des Ge- 
schädigten noch keinen Versorgungs- 
anspruch hätten, sondern nur auf Grund 
von Kannvorschriften einen Unterhalts- 
beitrag erhalten könnten, in vollem Um- 
fange anspruchsberechtigt. Es sind indes- 
sen nicht wieder gutmachungs- oder ver- 
sorgungsrechtliche Erwägungen, die für 
diese Regelung bestimmend sind, sondern 
vielmehr die Überlegung, daß die Ehe- 
frau oder Kinder von kriegsgefangenen 
geschädigten Beamten durch die Gewäh- 
rung dieser Zahlungen in die Lage ver- 
setzt werden sollen, den in Unfreiheit 
Lebenden durch Lebensmittelsendungen, 
Kleidung und andere Gaben bei Kräften 
zu erhalten, damit er die Zeit der Gefan- 
genschaft übersteht. 

Art. I Nr. 5 

b) Gleichstellung von Geschädigten, die in 
der sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetischen Sektor von Berlin aus Grün- 
den in Gewahrsam gehalten werden, die 
im Bundesgebiet nicht anerkannt werden, 
mit den Geschädigten, die sich im Ge- 
wahrsam einer ausländischen Macht be- 
finden, durch Ermessensentscheidung der 
obersten Dienstbehörde. 

Art. I Nr. 9 

c) Bestimmung des Umfangs der in den 
Fällen der Kriegsgefangenschaft usw. zu 
gewährenden Leistungen durch einen neu 
einzufügenden § 11 a. 

aa) Zu Absatz 1: Diese Vorschrift ent- 
spricht der in den §§ 37b, 37c 
des Gesetzes zu Art. 131 GG getrof- 
fenen Regelung, allerdings mit der 
Abweichung, daß zugunsten der Wie- 
dergutmachungsberechtigten die für 
die Zahlung zugrunde zulegenden 
Dienstbezüge des Geschädigten nicht 


nach dem Stande vom 8. Mai 1945, 
sondern in Anlehnung an die Rege- 
lung des § 10 BWGöD grundsätzlich 
nach der für den Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Gesetzes unterstellten 
fiktiven Wiederanstellung zu ermit- 
teln sind. 

bb) Zu Absatz 2: Die gemäß Absatz 1 an 
die Ehefrau oder die Kinder zu leisten- 
den Zahlungen sollen nach Fieimkehr 
des Geschädigten bis zur Entscheidung 
über seinen eigenen Wiedergut- 
machungsantrag, längstens jedoch für 
die Dauer von zwölf Monaten, an 
diesen als Ruhegehalt weitergezahlt 
werden. 

Dieser Vorschrift liegt der Gedanke 
zugrunde, daß der kriegsgefangene 
Geschädigte das Recht haben muß, 
nach seiner Fieimkehr selbst seine Wie- 
dergutmachungsansprüche abschließend 
geltend zu machen, da er die mit sei- 
ner Schädigung zusammenhängenden 
Vorgänge am besten kennt und ggf. 
Wichtiges darüber vorzubringen hat, 
wie sich seine regelmäßige Dienstlaut- 
bahn ohne die Schädigung entwickelt 
hätte. Zum anderen ist sein eigener 
Wiedergutmachungsantrag deshalb er- 
forderlich, weil erst nach seiner Rück- 
kehr über seinen Wiederansteliungs- 
anspruch entschieden werden kann. 
Der Zeitraum von einem Jahr nach 
Ablauf des Entlassungsmonats wird als 
ausreichend angesehen, um die erfor- 
derlichen Beweismittel zum Wieder- 
gutmachungsantrag zu beschaffen, 
cc) Zu Absatz 3: Da nach Absatz 1 unter 
„Geschädigter“ ein solcher im Sinne 
des § 9 zu verstehen ist — also ein 
entlassener oder vorzeitig in den 
Ruhestand versetzter Beamter — , be- 
durfte es einer Klarstellung, daß die 
gleiche Regelung auch gilt, wenn sich 
ein geschädigter Ruhestandsbeamter 
(§ 17) in Kriegsgefangenschaft oder 
im Gewahrsam einer ausländischen 
Macht befindet. 

Art. I Nr. 10 

4. Hinsichtlich des bei der Regelung der Zah- 
lungen nach § 11a anzuwendenden Rechts 
war eine entsprechende Ergänzung der Vor- 
schrift des § 18 Abs. 1 vorzunehmen. 

Bei dieser Gelegenheit ist der Wortlaut des 
§ 18 Abs. 1 neu gefaßt worden, wobei die 
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Warte „§§ 10 bis 17“ durch die Worte „§§10, 

11, 12, 13 und 17“ ersetzt sind, um klarzu- 
stellen, daß bei einer Wiedergutmachung ge- 
mäß §§ 14 und 15 ein sich auf die Vor- 
schriften des BWGöD gründender originärer 
Versorgungsanspruch nicht erworben wird. 

Art. I Nr. 11 

5. Für die Ehefrau oder Kinder eines in 
Kriegsgefangenschaft pp. befindlichen Ge- 
schädigten ist eine Entschädigung gemäß § 19 
nicht vorgesehen. Sie soll dem heimkehren- 
den Geschädigten Vorbehalten bleiben, damit 
er diesen Jahresbetrag als kleines Kapital als- 
bald zur Verfügung hat. 

Dementsprechend war der Wortlaut Oes § 19 
Abs. 1 neu zu fassen, wobei die Worte 
„§§ 10 bis 18“ durch die Worte „§§ 10, 11, 

12, 13, 17 und 18“ ersetzt sind. Hierdurch 

ist zugleich klargestellt, daß bei einer Wie- 
dergutmachungsberechtigung gemäß §§ 14 

und 15 entsprechend der bisher geübten 
Praxis ein Anspruch auf Entschädigung nicht 
besteht. 

Art. I Nr. 12 

6. Zur Klarstellung, daß die Regelung des 
§ 11 a auch gilt, wenn sich ein geschädigter 
Berufssoldat in Kriegsgefangenschaft oder im 
Gewahrsam einer ausländischen Macht befin- 
det, war eine entsprechende Einfügung in 
§ 20 Abs. 1 erforderlich. 

7. Durch die Einbeziehung der Ehefrauen 
oder Kinder von in Kriegsgefangenschaft pp. 
befindlichen Geschädigten in den Personen- 
kreis des Gesetzes ergab sich die Notwendig- 
keit, verschiedene Vorschriften dieser Rege- 
lung anzupassen. 

Art. I Nr. 6 

a) Es könnte zweifelhaft sein, ob die Ehe- 
frau oder Kinder von in Kriegsgefangen- 
schaft pp. befindlichen Geschädigten zur 
Erlangung der Zahlungen gemäß § 11a 
die Wohnsitzvoraussetzungen des § 3 er- 
füllen müssen. Um dem Einwand vorzu- 
beugen, diese Personen seien als Zah- 
lungsempfänger für den Geschädigten 
nicht „Berechtigte“ im engeren Sinne des 
Gesetzes und auf sie fände deshalb die 
Vorschrift des § 3 Abs. 1 keine Anwen- 
dung, soll die Klammereinfügung in § 3 
Abs. 1 hinter dem Wort „Berechtigte“ 
klarstellen, daß als solche alle Personen 
anzusehen sind, die zum Personenkreis des 
Gesetzes gehören, so daß Leistungen nach 


diesem Gesetz nur solchen Personen ge- 
währt werden können, die die Voraus- 
setzungen des § 3 erfüllen. 

Art. I Nr. 19 

b) Die Vorschrift des § 24 Abs. 2 Satz 2 
über die Antragsberechtigung bedurfte 
der Erweiterung. 

Art. I Nr. 21 

c) Die Vorschrift des § 29 Abs. 2 war neu 
zu fassen, um klarzustellen, daß auf die 
Leistungen nach diesem Gesetz — ohne 
Unterschied, ob aus eigenem Recht oder 
nur als Zahlungsempfänger — alle Zah- 
lungen anzurechnen sind, die für den 
gleichen Zeitraum geleistet worden sind, 
ohne Rücksicht darauf, ob die Zahlungen 
dem Gesdiädigten selbst oder seiner Ehe- 
frau oder seinen Kindern zuteil geworden 
sind. 

Zu III. 

1. Auf Grund des bisher geltenden Rechts 
war es nicht möglich, geschädigte nichtbeam- 
tete Professoren und Privatdozenten an den 
wissenschaftlichen Hochschulen als dem Per- 
sonenkreis des BWGöD zugehörig anzusehen, 
weil sie in der erschöpfenden Aufzählung der 
zum Kreis der wiedergutmachungsberechtig- 
ten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
gehörenden Personengruppen nicht aufge- 
führt waren und dienstrechtlich weder den 
Beamten noch den Angestellten zugerechnet 
werden können. Dieser Auffassung ist auch 
die Rechtsprechung (vgl. Entscheidung des 
Hamburgischen Oberverwaltungsgerichts vom 
23. Oktober 1953 — OVG Bf II 816/52 — ). 

Art. I Nr. 3 

2. Es kann jedoch vom Gesichtspunkt des 
Wiedergutmachungsrechts aus nicht befriedi- 
gen, daß für diese Personengruppe, der für 
die Gewinnung eines hochwertigen akademi- 
schen Nachwuchses entscheidende Bedeutung 
zukommt, die Wiedergutmachung nicht ge- 
regelt ist. Das ist auch in der oben angeführ- 
ten gerichtlichen Entscheidung zum Ausdruck 
gekommen. Es erscheint nicht gerechtfertigt, 
daß beispielsweise ein geschädigter Hochschul- 
assistent, der als solcher in der Regel Beamter 
auf Widerruf war, Wiedergutmachung erhal- 
ten kann, während der in der akademischen 
Laufbahn schon weiter fortgeschrittene Pri- 
vatdozent oder nichtbeamtete außerordent- 
liche Professor — der im Gegensatz zum 
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„Assistenten“ nicht nur an der Forschung, 
sondern auch an der Lehre teilnimmt — 
keine Wiedergutmachung nach diesem Gesetz 
erhält. Überdies hat das Fehlen einer Rechts- 
norm für die Wiedergutmachung zugunsten 
dieser Geschädigtengruppe — in der über- 
wiegenden Mehrzahl aus rassischen Gründen 
verfolgter Wissenschaftler, die zum Teil im 
Ausland inzwischen bedeutende Lehrstühle 
erlangt haben — im Ausland ein dem deut- 
schen Ansehen nicht zuträgliches Aufsehen 
erregt. Der Entwurf sucht dem genannten 
Mangel abzuhelfen, indem die geschädigten 
nichtbeamteten Hochschulprofessoren und 
Privatdozenten an den wissenschaftlichen 
Hochschulen, sofern sie hauptberuflich als 
solche tätig waren und sich ausschließlich der 
akademischen Lehr- und Forschungstätigkeit 
zugewandt hätten, nun ausdrücklich den ge- 
schädigten Beamten — mit bestimmten 
Maßgaben — gleichgestellt und damit in den 
Personenkreis des Gesetzes einbezogen wer- 
den. Für den eingeschlagenen Weg, die Wie- 
dergutmachung dieser Geschädigtengruppe im 
Rahmen des BWGöD zu regeln, waren fol- 
gende Erwägungen leitend: 

a) Auf Grund der ihnen zur Zeit der Schä- 
digung eigenen Rechtsstellung spricht vie- 
les dafür, sie den Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes gleichzusetzen, 
aa) Sie haben die venia legendi durch einen 
öffentlich-rechtlichen Akt der Fakultät 
erhalten und sind dadurch Mitglieder 
der Universität als einer Einrichtung 
des öffentlichen Rechts geworden. Als 
solche hatten sie eine beamtenähnliche 
Stellung und eine öffentliche Autori- 
tät, da sie in das staatliche Universi- 
täts- und Prüfungswesen eingegliedert 
waren. Sie waren kraft öffentlichen 
Rechts für die Ausübung ihres Berufs 
in besonderer Weise verantwortlich 
und standen somit in einer staatlich 
gebundenen Dienststellung. Diese 
Rechtsnatur ihrer Stellung hat ihren 
charakteristischen Ausdruck darin ge- 
funden, daß sie den für nichtrichter- 
liche Beamte geltenden Disziplinarvor- 
schriften unterworfen waren. 

bb) Bei Anwendung der nationalsozialisti- 
schen Verfolgungsmaßnahmen wurden 
die nichtbeamteten Professoren und 
Privatdozenten, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie Beamte im engeren Sinne waren, 
wie Beamte behandelt (vgl. § 1 

Abs. 3 der Zweiten Verordnung zum 


Reichsbürgergesetz vom 21. Dezember 
1935 — RGBl. I S. 1524 — ). 

b) Hinzu kommt, daß nach der Reichshabi- 
litationsordnung vom 17. Februar 1939 
die nichtbeamteten Professoren als „außer- 
planmäßige Professoren“ und die Privat- 
dozenten als „Dozenten“ grundsätzlich in 
das Beamtenverhältnis überführt worden 
sind. Ohne die nationalsozialistische Schä- 
digungsmaßnahme wären die Geschädig- 
ten daher in aller Regel Beamte geworden. 

c) Den geschädigten Beamten sollen aber nur 
solche nichtbeamtete Hochschulprofesso- 
ren und Privatdozenten an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen gleichgestellt 
werden, die hauptberuflich als solche 
tätig waren und bei denen anzunehmen 
ist, daß sie sich ausschließlich der akade- 
mischen Lehr- und Forschungstätigkeit 
gewidmet hätten. 

Die Erfahrung lehrt, daß mitunter Aka- 
demiker sich in erster Linie einem an- 
deren Beruf als dem des Hochschullehrers 
zugewandt und die akademische Lehr- 
tätigkeit nur nebenher ausgeübt haben, 
um das hiermit verbundene größere be- 
rufliche Ansehen genießen, mit dem 
Fortschritt der Wissenschaft in engerer 
Fühlung bleiben und neben ihrer Berufs- 
bezeichnung den Titel „Professor“ führen 
zu können. Dies trifft insbesondere auf 
Mediziner, daneben aber auch auf Juristen 
zu und mag in Ausnahmefällen auch auf 
Angehörige anderer Fakultäten zutreffen. 
Entsprechend dem Grundsatz des 
BWGöD, das nur für Schädigungen im 
Lebensberuf Wiedergutmachung gewährt, 
waren deshalb diese Personen auszu- 
schließen. Die weitere Einschränkung in 
der Gleichstellung „nach Maßgabe des 
§ 21 b“ trägt den unter Ziff. 4 a ange- 
führten Umständen Rechnung. 

Art. I Nr. 7 und 8 

3. Nach Einbeziehung der nichtbeamteten 
Professoren und Privatdozenten in den Per- 
sonenkreis des Gesetzes ergibt sich die Not- 
wendigkeit, die Schädigungstatbestände des 
§ 5 Abs. 1 durch die „Entziehung der Lehr- 
befugnis (venia legendi)“, in der die Schädi- 
gung dieser Personengruppe im allgemeinen 
bestanden hat, zu erweitern. Dementsprechend 
bedarf auch der Absatz 2 einer Ergänzung 

durch Einfügung der Worte oder 

Entziehung der Lehrbefugnis . . 
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Art. I Nr. 14 

4. Der Umfang der diesen Geschädigten zu 
gewährenden Wiedergutmachung ist im neu 
eingefügten § 21 b geregelt. Hierzu ist im 
einzelnen folgendes zu bemerken: 

Zu Absatz 1 

a) Im Hinblick auf die an den Hochschulen 
bestehende Sonderregelung bei Besetzung 
der Lehrstühle und die verhältnismäßig 
geringe Zahl der im jetzigen Bundesgebiet 
vorhandenen Lehrstühle auf der einen 
Seite und die sich oft über viele Jahre 
erstreckende Trennung der geschädigten 
nichtbeamteten Hochschullehrer von dem 
deutschen akademischen Leben auf der 
anderen Seite erschien es untunlich, diesen 
einen Anspruch auf bevorzugte Anstel- 
lung oder Wiederanstellung zuzubilligen. 
Der Entwurf schließt daher diese Form 
der Wiedergutmachung bewußt aus und 
beschränkt die Wiedergutmachung auf 
Zuerkennung von V ersorgungsbezügen 
und einer Entschädigung gemäß § 19 
BWGöD. 

b) In bezug auf nichtbeamtete Professoren 
und Privatdozenten wird kaum — wie 
bei den Beamten — von einer „Dienst- 
laufbahn“ und noch weniger von dem 
„regelmäßigen Verlauf“ einer solchen ge- 
sprochen werden können. Andererseits 
erscheint der Begriff der „akademischen 
Laufbahn“ eindeutig, hinreichend bekannt 
und klar umrissen, so daß deren „unge- 
störter Verlauf“ sich im Rahmen des 
pflichtgemäßen Ermessens der entschei- 
denden Behörde durchaus wird abstecken 
lassen, insbesondere wenn man den 
seit der Schädigung zurückgelegten tat- 
sächlichen Werdegang — Publikationen, 
Forschungen, Anerkennungen usw. — 
sachgemäß berücksichtigt. 

c) Die Zubilligung eines Versorgungsan- 
spruchs hat zur Voraussetzung, daß der 
Geschädigte im regelmäßigen Verlauf der 
akademischen Laufbahn eine beamtete 
Stellung erlangt hätte. Wenn auch den 
Geschädigten im Falle von Nr. 1 a aus 
einer Verwendung als außerplanmäßiger 
Professor oder als Dozent auch ohne die 
Schädigung ein Versorgungsanspruch — 
wegen ihrer Eigenschaft als Widerrufs- 
beamte — nicht erwachsen wäre, so ist 
hier doch zu bedenken, daß dieser Ge- 
schädigtengruppe — sofern ihr ein Wie- 
deranstellungsanspruch zuerkannt würde 


(wovon der Gesetzentwurf aus 'den oben- 
genannten Gründen absieht) — Versor- 
gung nach § 10 BWGöD auch dann ge- 
währt würde, wenn nur die Rechtsstel- 
lung eines Beamten auf Widerruf erlangt 
worden wäre. 

Für die Festsetzung der Versorgung sol- 
len in den Fällen der Nr. 1 b und 1 c die 
für die Besoldungsgruppen H 2 und H 1 b 
zugelassenen besonderen Grundgehalts- 
regelungen sowie die Einnahmen an Un- 
terrichtsgebührenunberücksichtigt bleiben, 
da rückblickend nicht festgestellt werden 
kann, ob in den zur Entscheidung stehen- 
den Einzelfällen eine solche Sonderrege- 
lung — die im Zuge der Berufungsver- 
handlungen mit dem zu berufenen Hoch- 
schullehrer vereinbart zu werden pflegt 
— tatsächlich getroffen worden wäre. 

d) Da für die Festsetzung des Beginns der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit und des 
Diätendienstalters eine rechtliche Norm 
nicht vorhanden ist, wird für das Gebiet der 
Wiedergutmachung vorgesehen, die Habi- 
litation als den hierfür maßgebenden Zeit- 
punkt zu bestimmen. Hierdurch soll jedoch 
eine günstigere Regelung, die sich für 
Privatdozenten und nichtbeamtete Pro- 
fessoren aus einer früheren Tätigkeit als 
beamteter Hochschulassistent oder aus 
einer sonstigen Beamtentätigkeit ergeben 
könnte, nicht ausgeschlossen werden. 
Außerdem war eine Regelung über die 
Anrechnung der Zeit zwischen der Schä- 
digung und dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit 
zu treffen, da § 9 des Gesetzes, dessen 
Absatz 2 letzter Satz eine entsprechende 
Vorschrift enthält, auf diese Geschädigten 
keine Anwendung findet. 

Zu Absatz 2 

Diese Vorschrift soll klarstellen, daß die Re- 
gelung des § 11a auch gilt, wenn sich ein 
geschädigter nichtbeamteter Hochschulprofes- 
sor oder Privatdozent in Kriegsgefangenschaft 
oder im Gewahrsam einer ausländischen 
Macht befindet. 

Zu IV. 

1. Bisher bestand die Wiedergutmachung 
derjenigen geschädigten Angestellten und Ar- 
beiter, welche keinen vertraglichen Anspruch 
auf Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen oder auf Ruhelohn Jhaben oder 
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ohne die Schädigung erlangt haben würden 
(d. h. der „übrigen Angestellten und Ar- 
beiter“ im Sinne des § 21 Abs. 2 BWGöD) 
nur in einem Anspruch auf bevorzugte Wie- 
dereinstellung und auf Anrechnung der in- 
folge der Schädigung nicht im öffentlichen 
Dienst verbrachten Zeit auf die Dienstzeit im 
Sinne der allgemeinen Tarifordnung. Es hat 
sich leider in der Praxis ergeben, daß der An- 
spruch auf bevorzugte Wiedereinstellung bei 
den gegenwärtig obwaltenden Verhältnissen 
in vielen Fällen sehr schwer realisierbar ist. 

Art. I Nr. 13 

2. Der Entwurf sieht demgemäß die Einfü- 
gung eines neuen § 21 a vor, in dessen Ab- 
satz 1 bestimmt wird, daß Angestellte und 
Arbeiter im Sinne des § 21 Abs. 2, die bis 
zum Inkrafttreten des Gesetzes ohne die 
Schädigung eine Dienstzeit von mindestens 
25 Jahren erreicht haben würden und dienst- 
fähig sind, bis zur Wiedereinstellung oder 
bis zum Eintritt der Dienstunfähigkeit, läng- 
stens jedoch bis zur Vollendung des fünf- 
undsechzigsten Lebensjahres oder bis zur Er- 
langung des Angestelltenruhegeldes oder der 
Invalidenrente Bezüge in Höhe der Hälfte 
des Arbeitseinkommens (Vergütung oder 
Lohn) erhalten sollen, das ihnen zugestanden 
hätte, wenn sie bei Inkrafttreten des Gesetzes 
nach Maßgabe des ihnen zuerkannten Wie- 
dergutmachungsanspruchs wieder eingestellt 
worden wären. 

Mit Bedacht ist von einer Berechnungsart 
wie etwa der der Übergangsbezüge nach dem 
Gesetz zu Art. 131 GG (vgl. § 52 a a. a. O.) 
zugunsten der Geschädigten Abstand genom- 
men worden. Eine weitere Vergünstigung 
gegenüber der Regelung des Gesetzes zu 
Art. 131 GG besteht darin, daß bei der Fest- 
stellung, ob eine 25jährige Dienstzeit ohne 
die Schädigung vollendet sein würde, von 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes auszugehen ist. 

Im Absatz 2 sind in Anlehnung an § 37 des 
Gesetzes zu Art. 131 GG die Vorschriften 
über die Anrechnung von Einkommen aus 
einer Verwendung im öffentlichen Dienst und 
von anderen steuerpflichtigen Arbeitsein- 
künften enthalten. 

Absatz 3 sieht vor, daß die für die Ehefrau 
oder Kinder von in Kriegsgefangenschaft oder 
im Gewahrsam einer ausländischen Macht be- 
findlichen geschädigten Beamten getroffene 
Regelung (§ 11a) sinngemäß auch für die 
entsprechenden Angehörigen von in Kriegs- 


gefangenschaft pp. befindlichen geschädigten 
Angestellten und Arbeitern mit mindestens 
25jähriger Dienstzeit gilt. 

Diese zugunsten der Angestellten und Arbei- 
ter mit mindestens 25jähriger Dienstzeit ge- 
troffene Regelung soll nur eine Übergangs- 
lösung bis zur Verwirklichung des Anspruchs 
auf Wiedereinstellung darstellen. Kommt eine 
Wiedereinstellung wegen Erreichung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres oder wegen 
Eintritts der Dienstunfähigkeit nicht mehr 
in Betracht, dann ist der Wiedergutmachungs- 
berechtigte lediglich auf die Leistungen der 
Angestellten- bzw. Invalidenversicherung an- 
gewiesen. Evtl. Schäden in diesen Versiche- 
rungen, die durch Entlassung aus Verfol- 
gungsgründen eingetreten sind, werden nach 
dem Gesetz über die Behandlung der Ver- 
folgten des Nationalsozialismus in der Sozial- 
versicherung vom 22. August 1949 (WiGBl. 
S. 263) wiedergutgemacht. 

Zu V. 

Art. I Nr. 16 und 17 

1. Für diejenigen wiedergutmachungsberech- 
tigten Angehörigen des öffentlichen Dienstes, 
denen ein Anspruch auf bevorzugte Wieder- 
ein- bzw. -anstellung zuerkannt worden ist, 
ist die Realisierung dieses Anspruchs — auch 
in den Fällen, in denen der Geschädigte bis 
zur Wiederbeschäftigung ein Ruhegehalt er- 
hält — ein sehr wesentlicher Teil ihrer Wie- 
dergutmachung. Auch aus fiskalischen Grün- 
den ist die Förderung der Wiederbeschäfti- 
gung in denjenigen Fällen geboten, in welchen 
der Geschädigte unterdessen Ruhegehalt in 
Höhe der vollen Dienstbezüge (§ 10 Abs. 2 
BWGöD) erhält. 

2. Dem Bunde liegt die Wiedergutmachung 
nicht nur für die Angehörigen der jetzt noch 
bundesunmittelbaren Verwaltungszweige, wie 
Eisenbahn, Post und — zu einem Teil — 
Finanz, sondern darüber hinaus regelmäßig 
für alle Schädigungen ob, die außerhalb des 
heutigen Bundesgebietes sowie bei den ersatz- 
los in Fortfall gekommenen Dienststellen 
sattgefunden haben. Dies beruht auf der im 
§ 22 Abs. 2 Satz 2 BWGöD getroffenen Re- 
gelung. 

Der Bund hat jedoch nicht den Behörden- 
unterbau, der die Unterbringung aller dieser 
Wiedergutmachungsberechtigten ermöglichen 
würde, so daß die Wiederverwendungsmög- 
lichkeit auf die obersten Bundesbehörden und 
einige diesen unmittelbar nachgeordneten Be- 
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hörden und Dienststellen beschränkt ist. Es 
kommt hinzu, daß für manche Berufszweige 
(z. B. Volksschul-, Mittelschul-, Gymnasial- 
und Hochschullehrer) im Bundesdienst über- 
haupt keine Verwendungsmöglichkeit be- 
steht. Die Unterbringung der Wiedergut- 
machungsberechtigten ist daher nur möglich, 
wenn auch andere Dienstherren an dieser 
Aufgabe mitwirken und Wiederanstellungs- 
berechtigte, deren Anspruch sich gegen den 
Bund richtet, in ihre Dienste übernehmen. 
Nach dem BWGöD ist es nicht möglich, die 
Wiederverwendung von Geschädigten ent- 
sprechend der in den §§11 ff. des Gesetzes 
zu Art. 131 GG getroffenen Regelung an- 
deren öffentlichen Dienstherren aufzuerlegen. 
Es bleibt für die Unterbringung der Wieder- 
gutmachungsberechtigten daher nur der 
Weg übrig, andere Dienstherren durch finan- 
zielle Vorteile an der Wiederverwendung 
solcher Geschädigten zu interessieren. Dieser 
Gedanke ist nicht neu. Er hat schon in den 
Bestimmungen des § 5 des Nachtragshaus- 
haltsgesetzes 1952 vom 9. April 1953 (BGBl. 
II S. 99) sowie des § 8 des Haushaltsgesetzes 
1953 (BGBl. II S. 159) seinen Niederschlag ge- 
funden. Da aber diese Vorschriften in das 
Haushaltsgesetz 1954 nicht mehr übernom- 
men worden sind und eine Notwendigkeit 
besteht, den eingeschlagenen Weg folgerich- 
tig bis zur vollständigen Unterbringung der 
Anspruchsberechtigten fortzusetzen, ist eine 
Übernahme dieser Bestimmungen in das 
BWGöD erforderlich geworden. 

Die vorgeschlagene Vorschrift bezweckt also 
insbesondere, die Verwirklichung des durch 
eine oberste Bundesbehörde zuerkannten 
Anspruchs eines Wiedergutmachungsberech- 
tigten auf Wiederanstellung namentlich in 
solchen Fällen zu erleichtern, in denen der 
Bund die Möglichkeit zu einer Wiederanstel- 
lung überhaupt nicht hat, also auf die Be- 
reitschaft anderer Dienstherren (Länder, Ge- 
meinden, sonstiger Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts) angewiesen ist, den Wieder- 
gutmachungsberechtigten ihrerseits freiwillig 
anzustellen — eine Bereitschaft, die erfah- 
rungsgemäß oft nur dann besteht, wenn die- 
sen Dienstherren gewisse finanzielle Ver- 
günstigungen gewährt werden — . 

3. Der Entwurf sieht demgemäß vor: 

Art. I Nr. 16 

a) In einem neu einzufügenden § 22 a wer- 
den Bestimmungen getroffen, die eine 
Unterbringung in einem dem Wieder- 


gutmachungsanspruch entsprechenden Amt 
im Bundesdienst ermöglichen sollen. 
Diese Vorschriften entsprechen denen des 
§ 8 Abs. 1 und 2 des Haushaltsgesetzes 
1953. 

Art. I Nr. 17 

b) In einem neu einzufügenden § 22 b sind 
die Vorschriften zusammengefaßt, die die 
Gewährung laufender Bundeszuschüsse zu 
den Aufwendungen an Dienstbezügen an 
andere Dienstherren vorsehen, die bereit 
sind, Wiederanstellungsberechtigte, deren 
Anspruch sich gegen den Bund richtet, in 
ihre Dienste zu übernehmen. Die Be- 
stimmungen entsprechen in ihrem ma- 
teriellen Umfang im wesentlichen denen 
des § 8 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 1953. 
Eine Abweichung besteht darin, daß die ge- 
schädigten Berufssoldaten nicht mehr in die 
Regelung der Zuschußgewährung einbe 
zogen sind, weil sie keinen Anspruch auf 
Wiederanstellung haben, sondern nur 
nach Möglichkeit in einem Amt anzustel- 
len sind, für das sie die erforderlichen 
Kenntnisse besitzen (§ 20 Abs. 1 Nr. 1). 
Uber die bisherige Regelung hinaus ist die 
Gewährung eines Zuschusses auch dann vor- 
gesehen, wenn ein Dienstherr einen Ange- 
stellten oder Arbeiter, den er schon vor In- 
krafttreten des Gesetzes in einer nicht dem 
Wiedergutmachungsanspruch entsprechenden 
Rechtsstellung wiederverwendet hatte, nun- 
mehr in der ihm nach dem Wiedergut- 
machungsbescheid gebührenden Rechtsstel- 
lung verwendet (§ 22 b Abs. 4). 

Diese Erweiterung der ursprünglichen Vor- 
schrift (§ 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 
1953) erscheint erforderlich, um anderen 
Dienstherren einen finanziellen Anreiz zu 
geben, solche wiedergutmachungsberechtigten 
Angestellten und Arbeiter in die ihrem Wie- 
dergutmachungsanspruch entsprechende Ver- 
gütungs- oder Lohngruppe einzugruppieren. 
Für Beamte scheidet dieser Gesichtspunkt 
aus, da bei einer vollzogenen Wiederanstel- 
lung als Beamter auf Lebenszeit oder auf 
Zeit vor Inkrafttreten des BWGöD der Bund 
nicht wiedergutmachungspflichtig ist. 

Zu VI. 

Art. I Nr. 18 

§ 23 regelt die Verteilung der Versorgungs- 
last bei Eintritt des Versorgungsfalles, wenn 
der Geschädigte nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes von einem anderen als dem ver- 
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pflichteten Dienstherrn als Beamter auf Le- 
benszeit oder auf Zeit wiederangestellt wor- 
den ist. Diese Regelung, die bisher nur im 
Verhältnis zwischen dem Bund als wieder- 
gutmachungspflichtigem Dienstherrn und den 
übrigen Dienstherren als wiederanstellenden 
Geltung hatte, soll durch die Neufassung der 
Vorschrift allgemein Gültigkeit erlangen und 
jeden wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn zur Erstattung verpflichten, wenn der 
Geschädigte von einem anderen Dienstherrn 
wiederangestellt wird. Hierdurch sollen die 
Aussichten von Geschädigten auf Wieder- 
anstellung vergrößert werden, da nunmehr 
ein Dienstherr mit der Wiederanstellung 
eines Geschädigten, für den er nicht wieder- 
gutmachungspflichtig ist, nicht mehr zugleich 
eine beträchtliche Versorgungslast übernimmt. 
Die Neufassung der Vorschrift sieht außer- 
dem vor, auch Angestellte und Arbeiter mit. 
vertraglichen Ansprüchen auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder 
auf Ruhelohn in die Regelung einzubeziehen, 
wenn sie als solche von einem anderen 
Dienstherrn wieder angestellt werden. Diese 
Erweiterung der Vorschrift hat sich als drin- 
gend erforderlich erwiesen, da nach der ge- 
genwärtigen Rechtslage solche Angestellten 
und Arbeiter keine Aussicht haben würden, 
jemals in der ihrem Wiedergutmachungs- 
anspruch entsprechenden Rechtsstellung bei 
einem anderen Dienstherrn wieder beschäf- 
tigt zu werden, und zwar deshalb nicht, weil 
der anstellende Dienstherr im Versorgungs- 
falle die volle Versorgungslast zu tragen 
hätte. 

Die Vorschriften der Absätze 2 und 3, die 
denen des § 42 Abs. 3 und 4 des Gesetzes 
zu Art. 131 GG entsprechen, tragen den 
Fällen Rechnung, in denen Dienstherren hin- 
sichtlich der Versorgungsregelung für ihre 
Beamten an Versorgungskassen angegliedert 
sind. 

Zu VII. 

Art. I Nr. 22 

Durch die Neufassung des § 30 soll die bis- 
her ungeklärte Frage gelöst werden, wie in 
den Fällen zu verfahren ist, in denen einem 
Wiedergutmachungsberechtigten bereits vor 
Zuerkennung der Wiedergutmachung Ver- 
sorgungsansprüche gegen einen anderen ais 
den wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn zustanden. 


Zu Absatz 1 

Die Geschädigten, deren Wiedergutmachungs- 
ansprüche sich nach den §§ 10 bis 13 und 17 
BWGöD bemessen, haben auf Grund dieser 
Vorschriften einen originären Versorgungs- 
anspruch aus diesem Gesetz, dessen Erfüllung 
dem wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn (§ 22) nach näherer Maßgabe des für 
ihn geltenden Versorgungsrechts (§ 18) ob- 
liegt. Andererseits kann unter „Wiedergut- 
machungsverpflichtung“ aber nur das Mehr 
an Leistungen verstanden werden, um das die 
Versorgungszahlungen durch Anwendung der 
Vorschriften dieses Gesetzes gegenüber einer 
sonst bestehenden Versorgungsverpflichtung 
verbessert worden sind. Die Vorschrift des 
Absatzes 1 trägt diesen Gesichtspunkten 
Rechnung und sieht eine Erstattung im In- 
nenverhältnis zwischen dem bisher zur Zah- 
lung von Versorgungsbezügen verpflichteten 
Dienstherrn und dem wiedergutmachungs- 
pflichtigen Dienstherrn vor. 

Zu Absatz 2 

Im Gegensatz zu den vorgenannten Geschä- 
digten haben Wiedergutmachungsberechtigte, 
deren Ansprüche sich nach den Vorschriften 
der §§ 14 und 15 BWGöD bemessen, keine 
sich auf die Regelung dieses Gesetzes grün- 
denden Versorgungsansprüche. Ihre Versor- 
gung regelt sich nach dem für sie bisher maß- 
gebenden Recht und wird durch die Wieder- 
gutmachung lediglich „auf gestockt“ (vgl. 
die in Art. I Nr. 10 und 11 vorgesehenen 
Änderungen des § 18 Abs. 1 und § 19 
Abs. 1). Demgemäß ist in Absatz 2 — in 
Umkehrung 'der Regelung des Absatzes 1 — 
bestimmt, daß der ohne die Wiedergut- 
machung zur Zahlung von Versorgungsbe- 
zügen verpflichtete Dienstherr die sich nach 
dem Wiedergutmachungsbescheid ergebenden 
höheren Versorgungszahlungen unter Zu- 
grundelegung des für ihn maßgebenden Ver- 
sorgungsrechts weiter zu leisten und der wie- 
dergutmachungspflichtige Dienstherr lediglich 
den durch die Wiedergutmachung entstande- 
nen Mehrbetrag zu erstatten hat. 

Zu Absatz 3 

Durch die Vorschrift des Absatzes 3 ist der 
im bisherigen § 30 enthaltene Rechtsgedanke 
mit den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
in Einklang gebracht. Neu ist die Bestimmung 
des letzten Satzes, die dem Gedanken Rech- 
nung trägt, daß gerechterweise eine Erstat- 
tung durch den an sich wiedergutmachungs- 
pflichtigen Dienstherrn auch dann Platz grei- 
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fen soll, wenn ein anderer Dienstherr vor 
Inkrafttreten des Gesetzes den Wiedergut- 
machungsanspruch des Geschädigten abschlie- 
ßend günstiger geregelt hat und demzufolge 
ein neues Verfahren nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht mehr durchzuführen ist. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift soll ermöglichen, das Erstat- 
tungsverfahren aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung nach Maßgabe besonde- 
rer Vereinbarungen abweichend zu regeln. 

Zu VIII. 

1. Nach § 74 des Gesetzes zu Art. 131 GG 
werden den Beamten zur Wiederverwendung 
und den übrigen in der Verwaltungsvorschrift 
Nr. 2 zu § 74 (GMBl. 1954 S. 281) aufge- 
führten Personen, für die in der Zeit vom 
8. Mai 1945 bis zum 31. März 1951 Beiträge 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
entrichtet worden sind, die Arbeitnehmer- 
anteile dieser Beiträge sowie etwaige freiwil- 
lige Beiträge auf Antrag erstattet, wenn Lei- 
stungen nicht gewährt worden sind. Im Falle 
des Todes des Berechtigten kann der Antrag 
auch von den Erben gestellt werden. 

2. Eine entsprechende Vorschrift hat sich 
auch für die wiedergutmachungsberechtigten 
Geschädigten, denen Anwartschaft auf Ruhe- 
gehalt und Hinterbliebenenversorgung ge- 
währleistet ist, als notwendig erwiesen, be- 
sonders für solche, die nach der Schädigung 
verhältnismäßig kurze sozialversicherungs- 
pflichtige Beschäftigungszeiten zurückgelegt 
haben, "so daß die Halbdeckung in der Ren- 
tenversicherung noch nicht annähernd erreicht 
ist. Ohne die Möglichkeit der Beitragserstat- 
tung müßten diese Geschädigten zur Erhal- 
tung der Anwartschaft auf Leistungen aus 
der Rentenversicherung laufend — minde- 
stens solange, bis die Halbdeckung erreicht 
ist — freiwillige Beiträge zur Rentenver- 
sicherung weiter entrichten, um die bisher ge- 
leisteten Beiträge nicht verfallen zu lassen. 
Diese zur Wahrung der Anwartschaft erfor- 
derlichen freiwilligen Beiträge, die sich nach 
dem jeweiligen Arbeitseinkommen bemessen, 
können für den Wiedergutmachungsberech- 
tigten eine große finanzielle Belastung dar- 
stellen. Andererseits liegt aber ein Bedürfnis 
zur Erhaltung der Anwartschaft auf die 
Leistungen aus der Rentenversicherung nach 
Anerkennung des Wiedergutmachungsan- 
spruchs nicht mehr vor, weil der Versor- 
gungsanspruch dem Geschädigten und 


seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebe- 
nen schon genügend Sicherheit für den Fall 
der Dienstunfähigkeit, der Erreichung der 
Altersgrenze oder des Todes bietet. 

Art. I Nr. 23 

3. Zur Regelung dieser Frage sieht der Ent- 
wurf die Einfügung eines neuen § 33 a vor. 

Zu Absatz 1 und 2 

Nach dieser Vorschrift sollen Wiedergut- 
machungsberechtigte, denen Anwartschaft auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung 
gewährleistet ist, die Möglichkeit erhalten, 
sich die Arbeitnehmeranteile der Beiträge zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen sowie 
etwaige freiwillige Beiträge, die während des 
Zeitraumes von der Schädigung bis zur Zu- 
stellung der Entscheidung über den Wieder- 
gutmachungsantrag im Bundesgebiet oder im 
Lande Berlin entrichtet worden sind, auf An- 
trag erstatten zu lassen. 

Der im Entwurf vorgesehene Erstattungszeit- 
raurn beginnt mit dem Zeitpunkt der Schädi- 
gung und endet mit dem Zeitpunkt, in dem 
dem Geschädigten nach dem Wiedergut- 
machungsrecht ein Versorgungsanspruch zu- 
erkannt ist. Er umfaßt also die gesamte Zeit- 
spanne, in welcher der Geschädigte, der sonst 
im öffentlichen Dienst versicherungsfrei ge- 
wesen wäre, aus Verfolgungsgründen eine 
versicherungspflichtige Beschäftigung ausge- 
übt hat. Diese Regelung weicht von der des 
§ 74 des Gesetzes zu Art. 131 GG insoweit 
ab, als dort eine Erstattung erst vom 8. Mai 
1945 ab in Betracht kommt. Diese Ab- 
weichung ist jedoch bedingt durch die anders- 
gearteten Voraussetzungen der Wiedergut- 
machung. 

Zu Absatz 3 

Diese Vorschrift sieht vor, daß auch Ange- 
stellte und Arbeiter, die wegen Gewähr- 
leistung einer Anwartschaft auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen in den 
»gesetzlichen Rentenversicherungen versiche- 
rungsfrei waren oder die ohne die Schädigung 
eine solche Anwartschaft oder eine Anwart- 
schaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen- 
versorgung erlangt hätten und damit ver- 
sicherungsfrei geworden wären, von der Er- 
stattungsmöglichkeit Gebrauch machen kön- 
nen. Für die letztgenannte Gruppe kann die 
Erstattung gerechterweise erst von dem Zeit- 
punkt an beginnen, in dem ohne die Schä- 
digung die Versicherungsfreiheit eingetreten 
wäre. 


17 



Zu Absatz 4 

Die Regelung des Satzes 1 beschränkt die 
Erstattung auf die Arbeitnehmeranteile der 
Beiträge und die freiwilligen Beiträge, die im 
Bundesgebiet und im Lande Berlin entrichtet 
worden sind, einschließlich der in der Zeit 
vom 1. Juli 1945 bis 31. Januar 1949 an die 
Versicherungsanstalt Berlin (VAB) entrichte- 
ten Beiträge. Soweit die Beiträge seinerzeit 
an Versicherungsträger außerhalb dieses Ge- 
bietes entrichtet worden sind, ist eine Er- 
stattung nicht möglich. Das hat seinen Grund 
darin, daß eine Rente aus diesen Beiträgen 
nur auf Grund des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes vom 7. August 1953 
(BGBl. I S. 848) gewährt werden kann, in 
dem eine Beitragserstattung nicht vorgesehen 
ist. Geschädigte, die den überwiegenden Teil 
ihrer Beiträge an solche Versicherungsträger 
entrichtet haben, werden sich daher tunlichst 
freiwillig weiter versichern, um die Anwart- 
schaft auf die Rente aufrechtzuerhalten. 

Satz 2 regelt die Abwertung der vor dem 
21. Juni 1948 entrichteten Beitragsteile ent- 
sprechend den Vorschriften des Umstellungs- 
gesetzes. 

Zu IX. 

Aus Gründen der Klarstellung erscheinen 
folgende Änderungen notwendig: 

Art. I Nr. 4 

1. Der durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 
19. August 1953 (BGBl. I S. 994) neugefaßte 
Wortlaut des § 2 Abs. 2: „. . . sowie von 
Verbänden von Gebietskörperschaften, Nicht- 
gebietskörperschaften und sonstigen Einrich- 
tungen der öffentlichen Hand . . .“ könnte 
dahin ausgelegt werden, daß — nach Maß- 
gabe einer zu erlassenden Rechtsverordnung 
— nur Verbände von sonstigen Einrichtun- 
gen in den Bereich des Gesetzes einbezogen 
worden seien. Das war jedoch vom Gesetz- 
geber nicht gewollt. Eine Neufassung der 
Vorschrift des § 2 Abs. 2 erscheint daher 
geboten. 

Art. I Nr. 20 

2. Die Bestimmung des § 27 a ist wiederholt 
dahin verstanden worden, daß auch in den 
Fällen, in denen Nichtgebietskörperschaften 
der Verbände von Gebiets- oderNichtgebiets- 
körperschaften zur Wiedergutmachung ver- 


pflichtet sind, sich das Verfahren nach dem 
IV. Abschnitt des Bundesergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung richte. Der Gesetz- 
geber hat jedoch nur für die Fälle, in denen 
eine „sonstige Einrichtung“ zur Wiedergut- 
machung verpflichtet ist, eine besondere Ver- 
fahrensregelung getroffen, weil sonstige Ein- 
richtungen nicht die Eigenschaft eines öffent- 
lich-rechtlichen Dienstherrn haben können 
und demgemäß nicht in der Lage sind, ihrer- 
seits hoheitliche Entscheidungen über öffent- 
lich-rechtliche Wiedergutmachungsansprüche 
in dem im BWGÖD vorgesehenen Verfahren 
zu treffen. Die vorgesehene Einfügung in 
§ 27 a erscheint erforderlich, um Zweifel aus- 
zuschließen. 

Art. I Nr. 15 

3. Aus den gleichen Erwägungen erscheint die 
für § 22 Abs. 5 vorgesehene Einfügung not- 
wendig. 

C. Schlußbestimmungen 

Zu Art. II 

In Artikel II sind die aus den Änderungen 
und Einfügungen gemäß Artikel I sich er- 
gebenden Übergangsregelungen zusammen- 
gefaßt. 

Im Absatz 1 ist für die neu einbezogenen 
Personenkreise eine neue Antragsfrist eröff- 
net und der erstmalige Beginn der laufenden 
Zahlungen geregelt. 

Absatz 2 sieht auch für Geschädigte, deren 
Ansprüche gegenüber dem bisherigen Recht 
verbessert sind, einen neuen Antrag zwecks 
Ergänzung der ergangenen Entscheidung vor. 
Absatz 3 gibt dem Rechtsgedanken Ausdruck, 
daß der Geltendmachung von Ansprüchen, 
die sich nach den durch dieses Gesetz vorge- 
nommenen Änderungen und Einfügungen 
von Vorschriften neu ergeben, bisher ergan- 
gene unanfechtbare Bescheide oder rechtskräf- 
tige gerichtliche Entscheidungen nicht ent- 
gegenstehen. 

Absatz 4 trägt dem Rechtsgrundsatz der Be- 
sitzstandswahrung für den Fall Rechnung, daß 
über Wiedergutmachungsansprüche von ge- 
schädigten nichtbeamteten Professoren und 
Privatdozenten günstiger entschieden worden 
ist, als es die Vorschriften dieses Gesetzes vor- 
sehen. 

Absatz 5 regelt die Zuschußgewährung an 
andere Dienstherren bei Wiederanstellung 
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von Geschädigten, deren Anspruch sich gegen 
den Bund richtet, für die Übergangszeit vom 
1. April 1954 (Außerkrafttreten des Haus- 
haltsgesetzes 1953) bis zur Verkündung die- 
ses Gesetzes. 

Im Absatz 6 ist für Anträge auf Erstattung 
der Arbeitnehmeranteile der Beiträge zu den 
gesetzlichen Rentenversicherungen eine neue 
Antragsfrist hinsichtlich der Fälle eröffnet 
worden, in denen der Wiedergutmachungs- 
bescheid vor Verkündung dieses Gesetzes zu- 
gestellt oder in denen möglicherweise unter 
Bezugnahme auf die Vorschrift des § 32 
Abs. 2 ein förmlicher Wiedergutmachungs- 
bescheid nicht erteilt worden ist. 

Die Vorschrift des Absatzes 7 entspricht der 
im § 33 BWGöD sowie der in Artikel II 
Nr. 4 des Zweiten Änderungsgesetzes zum 
BWGöD vom 19. August 1953 (BGBL I 
S. 994) getroffenen Regelung. 

Zu Artikel III 

Diese Vorschrift sieht für die geschädigten 
Angehörigen von sonstigen Einrichtungen 
eine Verlängerung der in Art. II Nr. 1 und 
Nr. 2 Satz 2 des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des BWGöD vom 19. August 1953 


(BGBl. I S. 994) bestimmten Fristen vor. 

Diese Maßnahme erscheint geboten, weil sich 
der Erlaß der Verordnung über die Einbezie- 
hung der geschädigten Angehörigen von 
„sonstigen Einrichtungen der öffentlichen 
Hand“ in unvorhergesehener Weise verzögert 
hat, so daß die ursprünglich vorgesehenen 
Fristen unzureichend sind. 

Zu Art. IV 

Artikel IV enthält die Berlin-Klausel in der 
z. Z. geltenden Fassung. 

Zu Art. V 

Absatz 1 regelt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes und bestimmt als solchen 
in Übereinstimmung mit dem BWGöD den 
1. April 1951. Unberührt bleiben jedoch die 
Vorschriften des Artikels II, die einen späte- 
ren Beginn der Leistungen nach diesem Ge- 
setz vorsehen. 

Absatz 2 enthält die Ermächtigung zur Neu- 
fassung des Wortlauts des BWGöD und trägt 
damit dem Bedürfnis nach einer möglichst 
übersichtlichen Gestaltung der Rechtsnormen 
Rechnung. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu Nr. 3 

Der in § 2 Abs. 1 neu vorgesehene Satz 2 
wird wie folgt geändert: 

„Den geschädigten Beamten (§§ 1, 4, 5) 
werden die geschädigten nichtbeamteten 
außerordentlichen Professoren und Privat- 
dozenten an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen mit den sich aus § 21 b ergebenden 
Maßgaben gleichgestellt.“ 

Begründung 

Es erscheint systematisch untunlich, schon 
an dieser Stelle auf die Frage einzugehen, 
unter welchen Umständen gewisse Grup- 
pen der nichtbeamteten Hochschullehrer 
aus der gesetzlichen Regelung auszunehmen 
sind. Es handelt sich hier um eine Frage, 
welche die persönlichen Voraussetzungen 
des Wiedergutmachungsanspruchs betrifft. 
Diese werden zweckmäßig gemeinsam in 


dem durch den Entwurf neu eingefügten 
§ 21 b behandelt. 

2. Zu Nr. 7 

Die in § 5 Abs. 1 vorgesehene neue Num- 
mer 4 wird wie folgt geändert: 

„4. bei nichtbeamteten außerordentlichen 
Professoren und Privatdozenten an den 
wissenschaftlichen Hochschulen Entzie- 
hung der Lehrbefugnis (venia legendi).“ 

Begründung 
T erminologische Richtigstellung. 

3. Zu Nr. 14 

a) § 21 b Abs. 1 Nr. 1 erhält hinter dem 
Wort „Versorgungsbezüge“ folgenden 
Klammerzusatz: 

„(Ruhegehalt und Hinterbliebenenver- 
sorgung)“ 
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Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

b) § 21 b Abs. 1 wird eingangs wie folgt 
neu gefaßt: 

„(1) Die nichtbeamteten außerordent- 
lichen Professoren und Privatdozenten 
an den wissenschaftlichen Hochschu- 
len . . .“ 

Begründung 
Terminologische Richtigstellung. 

c) In dem neu vorgesehenen § 21 b Abs. 1 
wird folgende neue Nummer 2 ein- 
gefügt: 

„2. Ein Anspruch auf Versorgung be- 
steht nur, wenn auf Grund der 
Umstände anzunehmen ist, daß der 
Geschädigte sich hauptberuflich der 
akademischen Lehr- und Forschungs- 
tätigkeit zugewandt hätte.“ 

Begründung 

Vgl. zunächst Begründung zu § 2 Abs. 1 
Satz 2. 

Die in dem Entwurf unter § 2 Abs. 1 
Satz 2 vorgesehene Einschränkung, daß 
nur denjenigen nichtbeamteten Hoch- 
schullehrern ein Wiedergutmachungs- 
anspruch gewährt werden solle, die im 
Zeitpunkt der Schädigung hauptberuf- 
lich als solche tätig waren, würde zu 
einer ungerechtfertigten Benachteili- 
gung aller derjenigen Hochschullehrer 
führen, die infolge unzureichender 
Lehraufträge oder Dotierungen genö- 
tigt waren, bis zu ihrer Berufung auf 
einen Lehrstuhl noch einen Hauptberuf 
außerhalb der Hochschule auszuüben. 
Ebensowenig sollte verlangt werden, 
daß sich die Geschädigten ausschließlich 
der akademischen Lehr- und Forschungs- 
tätigkeit zugewandt hätten, da es zwei- 
felhaft ist, ob die üblichen Nebentätig- 
keiten der Hochschullehrer (z. B. Gut- 
achtertätigkeit, Privatpraxis der Medi- 
ziner) mit einem solchen Erfordernis 


vereinbar sind. Es muß vielmehr darauf 
abgestellt werden, daß der Geschädigte 
den Beruf des Hochschullehrers als 
Hauptberuf ergriffen hätte. Die Be- 
weislast für diese berufliche Zielsetzung 
muß dem Geschädigten obliegen. Eine 
andere Regelung würde in der Praxis 
zu erheblichen Schwierigkeiten führen. 

4. Zu Nr. 17 

In dem neu eingefügten § 22 b Abs. 2 
Satz 1 wird das Wort „höchstens“ ge- 
strichen. 

Begründung 

Es würde den Ländern die Unterbringung 
wesentlich erleichtern, wenn die Höhe des 
Zuschusses von vornherein bekannt wäre. 
Die mit der Änderung getroffene Fest- 
legung entspricht im übrigen schon der bis- 
herigen Praxis. 

5. Zu Nr. 18 

§ 23 Abs. 1 wird eingangs wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist oder wird ein Geschädigter von 
einem anderen als dem nach § 22 Abs. 1 
oder Abs. 2 zur Wiedergutmachung ver- 
pflichteten Dienstherrn “ 

Begründung 

Ein Dienstherr, der bereits vor Inkraft- 
treten des BWGöD, unter Umständen 
ohne Kenntnis eines zur Wiedergut- 
machung verpflichtenden Tatbestandes, 
Geschädigte als Beamte auf Lebenszeit oder 
Zeit wieder angestellt hat, für die er ohne 
die Vorschrift des § 22 Abs. 3 BWGöD 
nicht wiedergutmachungspflichtig wäre, soll 
von dem über die normale Versorgungslast 
hinausgehenden, sich nur aus der Wieder- 
gutmachungspflicht ergebenden Teil befreit 
werden. 

Die durch die Änderung vorgenommene 
Erweiterung des erstattungspflichtigen Tat- 
bestandes dient der Vermeidung unzumut- 
barer Belastungen. Die vorgesehene Rege- 
lung entspricht derjenigen des § 42 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes zu Artikel 131 GG. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 bis 3 

1. Den terminologischen Änderungen zu 
Nr. 3, 7 und 14 der Regierungsvorlage (Er- 
satz der Worte „nichtbeamtete Hochschul- 
professoren“ durch „nichtbeamtete außer- 
ordentliche Professoren“ und Klammer- 
einfügung im § 21 b Abs. 1 Nr. 1) wird 
zugestimmt. 

2. Dem in der materiellrechtlichen Änderung 
zu Nr. 14 der Regierungsvorlage enthal- 
tenen Gedanken pflichtet die Bundesregie- 
rung bei. Sie hält es aber aus systematischen 
Gründen für richtig, daß dieser Gedanke 
im Rahmen des § 2 Abs. 1 Satz 2 (Nr. 3 
der Regierungsvorlage) zum Ausdruck 
kommt und schlägt hierfür folgende 
Fassung vor: 


„Den geschädigten Beamten (Nr. 1, 4, 5) 
werden die geschädigten nichtbeamteten 
außerordentlichen Professoren und Pri- 
vatdozenten an den wissenschaftlichen 
Hochschulen mit den sich aus § 21 b 
ergebenden Maßgaben gleichgestellt, 
wenn auf Grund der Umstände anzu- 
nehmen ist, daß sie hauptamtlich Hoch- 
schullehrer geworden wären.“ 

Zu Nr. 4 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 5 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Ände- 
rung kann nicht zugestimmt werden, da kein 
Anlaß besteht, die seinerzeit unter Zustim- 
mung des Bundesrates im Gesetz getroffene 
Regelung zu erweitern. 
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